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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten.“ 


—— Nr. l. —— 


(Nr. 7564.) Gefeh, betreffend die Erweiterung, Umwandlung und Neuerrichtung von Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſen für Elementarlehrer. Vom 22. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für den 
ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


ale 
Die Statuten der unter Leitung der Staatsbehörden in den verſchiedenen 
Theilen des Landes beſtehenden Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen für die Hinterbliebe⸗ 
nen der öffentlichen Elementarlehrer ſind durch die bisherige Verwaltung unter 
Mitwirkung des betheiligten Lehrerſtandes einer Reviſion zu unterwerfen. 


9. 


Zweck dieſer Reviſion iſt die Erhöhung der den Hinterbliebenen der Kaſſen⸗ 
mitglieder zu zahlenden Penſion vom 1. Januar 1871. ab auf jährlich mindeſtens 
his Thaler, ohne ſpäter mögliche Erhöhungen dieſes Minimalſatzes auszu⸗ 

ießen. 5 
5 Ueber den Anſpruch der einzelnen Hinterbliebenen auf Penſion, über Anfall 
und Ende des Penſtonsgenuſſes beſtimmen die zu revidirenden Statuten ($ 2) 


§. 3. 


Um den angegebenen Zweck zu erreichen, können nach Anhörung der in 
jedem Kreiſe zu bildenden Vorſtände ($. 7.) die jährlichen Beiträge von jeder in 
dem Bereich der Kaffe befindlichen öffentlichen Lehrerſtelle, ſowie von denjenigen 
Kaſſenmitgliedern, welche keine Lehrerſtelle inne haben, bis auf den Betrag von 
5 Thalern geſteigert, von allen Elementarlehrern bei ihrer erſten definitiven An⸗ 
ſtellung ein Antrittsgeld bis zum Betrage von 8 Thalern, und von den Kaſſen⸗ 
mitgliedern bei Gehaltsverbeſſerungen, die ihnen zu Theil werden, ein einmaliger 
Beitrag von 25 Prozent des Jahresbetrages derſelben gefordert werden. 

Jahrgang 1870. (Nr. 7564.) it 


Ausgegeben zu Berlin den 11, Januar 1870. 


an 


: §. 4. 
Ans 221 Baer J. Die Gemeinden und ſelbſtſtändigen Guts⸗ oder Domanialbezirke, ſowie die, 
a jenigen Inſtitute, Kaſſen ꝛc., welchen die Unterhaltung einer Lehrerſtelle obliegt, 
Es find verpflichtet, einen jährlichen Beitrag von 4 Thalern für jede ihrer Lehrer⸗ 
Ndꝛ ſteellen zu der Lehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe des Bezirks zu zahlen, welchem 
ſie angehören. N 
„ Sind mehrere Gemeinden, ſelbſtſtändige Guts oder Domanialbezirke zu 
ee einem Schulverbande vereinigt oder einer Schule zugewieſen, fo iſt der zu leiftende 
Beitrag nach Maaßgabe des geſammten, in den einzelnen Gemeinden, Guts⸗ oder 
Ze -F e, Domanialbezirken aufkommenden Betrages der Einkommen-, Klaſſen⸗, Grund⸗ 
eee, und Gebäudeſteuer auf die Betreffenden zu vertheilen. 
oa co 
V Gelingt es auch mit Hinzunahme dieſer Beiträge nicht, die im F. 2. feſt⸗ 
e m W geſetzten Minimalſätze der Penſion zu erreichen, fo iſt aus der Staatskaſſe der 
f erforderliche Zuſchuß zu leiſten. 8 6 


th Ses Die Verwaltung der Elementarlehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe verbleibt 
gen ee, ee der Regierung. 

* | Doch werden als Kuratoren der Kaffe von den Mitgliedern der Anftalt 
aus ihrer Mitte drei Vertreter erwählt. 


8 
In jedem der zu einem Bezirk vereinigten Kreiſe reſp. Aemter oder ſelbſt⸗ 
ſtändigen Städte wird ein Vorſtand gebildet, zu welchem neben Vertretern des 
Kreiſes reſp. des Amtes oder der ſelbſtſtändigen Stadt der Landrath, Amtshaupt⸗ 
mann oder Bürgermeiſter als Vorſitzender und neben Vertretern der Schulinſpek⸗ 
tion drei von den Mitgliedern der Kaſſe zu wählende Lehrer gehören müſſen. 


§. 8. f 
Die Erhöhung der bisherigen Beiträge und Antrittsgelder, ſowie die Feſt⸗ 
ſetzung der zu zahlenden Wittwen- und Waiſenpenſionen erfolgt, letzteres auf 
Grund ſachverſtändigen Gutachtens, nach Anhörung der Vorſtände ($. 7.) durch 
Beſchluß des Miniſters der Unterrichts » Angelegenheiten. 


. i 
Zum Kapital müſſen geſchlagen werden die Antritts⸗, die Gehaltsverbeſſe⸗ 
rungsgelder, die eingehenden Geſchenke und Vermächtniſſe, ſoweit nicht ausdrück⸗ 
lich anders über ſie beſtimmt iſt, und die Kollekten. 
Sle) 


Die Aufhebung der unter Leitung der Staatsbehörden ſtehenden Elementar⸗ 
— und Waiſenkaſſen zum Zweck einer Erweiterung der Aſſoziations⸗ 

ezir ey : 
die Veränderung ihrer Statuten, 
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| wa 
die Vereinigung mehrerer ſolcher Kaſſen zu einer gemeinſchaftlichen Kaffe, 
die Zuſchlagung einzelner Landestheile zu einem bereits beſtehenden 
Kaſſenverbande, 
die Errichtung neuer ſolcher Kaſſen mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, mit 
Beitragspflicht aller öffentlichen Elementarlehrerſtellen innerhalb 
eines gewiſſen Bezirks und mit Berechtigung zur adminiſtrativen 
Beitreibung der jährlichen und einmaligen ſtatutenmäßigen Beiträge, 
ſowie der Antrittsgelder der Theilnahmepflichtigen, 
wobei jedoch überall die in dieſem Geſetz enthaltenen Beſtimmungen zur 
Geltung kommen und die bereits erworbenen Rechte der einzelnen Theil⸗ 
nehmer gewahrt werden müſſen, 5 
erfolgt durch Königliche Verordnung, welche durch die Amtsblätter der betheiligten 
Bezirke zu verkündigen iſt. 


§. 11. 
Für diejenigen Landestheile, in welchen derartige Kaſſen unter der Leitung 
von Staatsbehörden nicht beſtehen, find ſolche ſpäteſtens bis zu dem in $. 2. an⸗ 
egebenen Zeitpunkte nach den in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Normen gleich⸗ 
fals durch Königliche Verordnung ins Leben zu rufen, inſofern nicht anderweitig 
in noch auskömmlicherer Weiſe daſelbſt für die Lehrer⸗Wittwen und Waiſen ge- 
ſorgt iſt. 
ap 
: Durch dieſes Geſetz werden weder beſtehende Gerechtſame der Lehrer-Wittwen 
und Waiſen, noch beſondere Leiſtungen zu deren Gunſten aufgehoben. Dieſe Ge⸗ 
rechtſame und Leiſtungen werden jedoch, ſoweit ſie nicht auf einem privatrecht⸗ 
lichen Titel beruhen, auf die nach den S§. 3. und 4. zu gewährenden Zuſchüſſe 
zu den Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen angerechnet. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1869. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr, 75647565.) * (Fr. 7565.) 


(Fr. 7565.) Staatsvertrag zwischen Preußen und Braunſchweig wegen Durchführung der 
; Berlin⸗Lehrter Eiſenbahn durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet. 
Vom 18. November 1869. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunſchweig und Lüneburg find übereingekommen, die im Bau begriffene Eiſen⸗ 
bahn von Berlin nach Lehrte durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet bei 
Vorsfelde führen zu laſſen, und haben zum Zweck der deshalb erforderlichen 
näheren Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung, Julius 
Alexander Theodor Weishaupt, und 

Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan, 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 


Höchſtihren Geheimenrath und Miniſterreſidenten am Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Hofe, Dr. Friedrich Auguſt v. Liebe, und i 
Höchſtihren Generaldirektor Auguſt Philipp Chriftian Theodor 7 
v. Amsberg, 4 


von welchen, nach gegenfeitiger Mittheilung ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt 
der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


g Artikel 1. 5 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geſtattet der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Regierung, die Eiſenbahn von Berlin nach Lehrte durch das Herzoglich 
Braunſchweigiſche Gebiet über Vorsfelde führen zu laſſen. 4 
Die Jule dieſer Bahn iſt im Allgemeinen dahin feſtgeſtellt, daß dieſelbe 

von Berlin über Stendal und Gardelegen herkommend bei Kaltendorf nördlich 
von Oebisfelde in das Braunſchweigiſche Gebiet eintritt, daſſelbe ſüdlich von Vors⸗ 
felde und nördlich von Reislingen durchſchneidet, von hier ab nördlich von Fallers⸗ 
leben über Ohof in thunlichſt direkter Richtung auf Lehrte geführt wird und ſich 
daſelbſt mit der Hannoverſchen Staats⸗Eiſenbahn verbindet. ; = 
Auf der Strecke innerhalb des Braunſchweigiſchen Gebietes foll an einer 
durch die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung näher zu beſtimmenden Stelle 
ein Bahnhof für Perfonen- und Güterverkehr eingerichtet werden. f 
Die nähere Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplans und 
der einzelnen Bauentwürfe, insbeſondere auch die Reviſion und Feſtſetzung der 


Koſtenanſchläge bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vorbehalten. Es ſoll 
die vorbezeichnete Linie für die Strecke im Braunſchweigiſchen Gebiete in eine 


vor Beginn des Baues der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung mitzutheilende 
Karte eingetragen werden und eine Abweichung hiervon nur unter Zuſtimmung 
8 s der 


„„ 


der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung zuläffig fein. Auch ſoll die landes⸗ 
polizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwege im Braunſchweigiſchen Gebiete und die landes⸗ 
polizeiliche Prüfung des Plans für den Bahnhof daſelbſt den kompetenten Braun⸗ 
ſchweigiſchen Behörden zuſtehen. 


Artikel 2. 


Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 
ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende techniſche Kommiſſarien näher 
beſtimmt werden. 


Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſche Regierung hat der Magdeburg ⸗Halberſtädter 
Eiſenbahngeſellſchaft die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Eiſenbahn von 
Berlin nach Lehrte mittelſt Konzeſſions, und Beſtätigungs⸗Arkunde vom 12. Juni 
1867. ertheilt. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird in Betreff der auf 
Braunſchweigiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecke derſelben Geſellſchaft die Kon⸗ 
zeffion zum Bau und Betriebe unter gleich günſtigen Bedingungen, ſoweit die 
Braunſchweigiſchen Landesgeſetze dies geſtatten, und unter gleichzeitiger Verleihung 
des Expropriationsxrechtes ertheilen. f 

Die Geſellſchaft wird ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in 
Preußen behalten und in Bezug auf alle Maaßnahmen und Feſtſetzungen, welche 
die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Beaufſichtigung und Ver⸗ 
waltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, von der Königlich Preußiſchen 
Regierung reſſortiren. i 


Artikel 4. 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
die für zwei Geleiſe erforderliche Breite geben und zur Ausführung des zweiten 
Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 


Artikel 5. . 

Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 

aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchem Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, 
der Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeit und den Braunſchweigiſchen Geſetzen ſich 
zu unterwerfen und zu ſolchem Zwecke in der Stadt Helmſtedt Domizil zu nehmen. 
ö Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Ver⸗ 
kehr zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die 
betreffende Bahnſtrecke zuftehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte einer Herzoglichen 
Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu 
der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Ein⸗ 
fehreiten der kompetenten Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet find. Die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach 
von der betreffenden Herzoglich Braunſchweigiſchen Behörde reſſortiren, an dieſe zu 
(Nr, 7556.) wen⸗ 


wenden. Die gedachten Funktionen können von der Herzoglich Braunſchweigiſchen E 
Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. a 


Artikel 6. 


Die im Braunſchweigiſchen Gebiete angeſtellten Eiſenbahnbeamten ſind den 
Braunſchweigiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des einen Staates, 
welche im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch 
aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. 

Bei Beſetzung der unteren Betriebsbeamtenſtellen innerhalb des Braun⸗ 
ſchweigiſchen Gebietes, insbeſondere der Bahnwärter- und Weichenſtellerpoſten, 
wird bei ſonſt gleicher Qualifikation auf die Bewerbungen Braunſchweigiſcher 
Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel 7. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird von dem in Rede 
ſtehenden Eifenbahn-Unternehmen der Magdeburg-Halberſtädter Geſellſchaft eine 
Gewerbeſteuer oder ähnliche öffentliche Abgabe nicht erheben, auch diejenigen 
Grundſtücke zur Grundſteuer nicht heranziehen, welche nach dem Preußiſchen 
da vom 3. November 1838. dem Expropriationsrechte unterworfen 
ſein würden. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird jedoch von dem geſammten 
Unternehmen der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaßgabe 
Ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu ergehenden 
abändernden und ergänzenden Beſtimmungen eine Eiſenbahnabgabe erheben und 
hiervon denjenigen Betrag an die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung für die 
von derſelben laut Artikel 3. zu ertheilende Konzeſſion überweiſen, welcher ſich aus 
dem Verhältniſſe ergiebt, in welchem die Länge der auf Herzoglich Braunſchwei⸗ 
giſchem Gebiete liegenden Strecke zu der Geſammtlänge der danach der Beſteuerung 


unterworfenen Bahnſtrecken ſteht. Die Zahlung erfolgt alljährlich postnumerando, 


und zwar zum erſten Male für das auf die Betriebseröffnung der Berlin⸗Lehrter 
Eiſenbahn folgende, mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich mittheilen und für die 
Abführung der Abgabe an die von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung 
zu bezeichnende Kaſſe Sorge tragen. 


Artikel 8. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird die auf der Bahnſtrecke 
in Ihrem Gebiete einzuführende Bahnpolizei⸗Ordnung nach den auf den Braun⸗ 
ſchweigiſchen Eiſenbahnen geltenden Grundſätzen feſtſtellen. Ueber die Einführung 
eines gemeinſchaftlichen Bahnpolizei⸗Reglements bleibt, ſo lange ein ſolches noch 
nicht für das geſammte Norddeutſche Bundesgebiet erlaſſen ſein wird, die Ver⸗ 
ſtändigung unter beiden kontrahirenden Regierungen vorbehalten. Den auf der 
genannten Strecke fungirenden Eiſenbahnbeamten werden in Bezug auf die Bahn⸗ 
polizei dieſelben Befugniſſe eingeräumt werden, welche auf den Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahnen die betreffenden Bahnbeamten auszuüben haben, und ſind dieſelben 

zu 


„„ 
zu dieſem Zwecke auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Behörden in Pflicht zu nehmen. 

Die von der einen Regierung geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere 
Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 9. 

Die Feſtſetzung des Tarifes und Fahrplans bleibt der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch ſowohl im Perſonen⸗ wie im Güterverkehre 
zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beförderungspreiſe oder der 
Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden. 

Auf der innerhalb des Braunſchweigiſchen Gebietes anzulegenden Eiſenbahn⸗ 
Station (Art. 1.) werden täglich in beiden Richtungen mindeſtens drei fahrplan⸗ 
mäßige Züge für den Perſonenverkehr anhalten, auch wird dieſe Station bei der 
Bildung des Tarifes für den Perſonen⸗ und Güterverkehr nicht ungünſtiger be⸗ 
handelt werden, als die übrigen Stationen der Bahn. 


Artikel 10. 


Da die Bahnſtrecke innerhalb des Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebietes 
mit der im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen Bahn ein Ganzes ausmacht 
und nur im Zuſammenhange damit zu benutzen iſt, ſo ſollen etwaige neue geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen über Eiſenbahn⸗Unternehmungen im Herzogthum Braunſchweig 
nur nach vorgängiger Genehmigung der Königlich Preußiſchen Regierung auf 
die in Rede ſtehende Bahnſtrecke in Anwendung gebracht werden. . 


Artikel 11. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geftattet der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, eine elektromagnetiſche Telegraphenleitung im Braun⸗ 
ſchweigiſchen Gebiete längs der Bahn anzulegen, dieſelbe zu Zwecken des Bahn⸗ 
betriebes, ſowie nach den für das Norddeutſche Bundesgebiet geltenden Beſtim⸗ 
mungen zu Zwecken des öffentlichen Verkehrs zu benutzen und die Drahtleitungen 
nach Bedürfniß zu vermehren. 


Artikel 12. 


Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die Berlin-Lehrter 
Eiſenbahn ankaufen würde, gewährt die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht des Ankaufs auch der im Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſchen Gebiete belegenen Strecke nach Maaßgabe des König⸗ 
lich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 
1838., behält Sich jedoch die Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihrem 
Gebiete belegenen Strecke zu jeder Zeit, nachdem dieſelbe von der Königlich 
Preußiſchen Regierung angekauft iſt, nach einer mindeſtens Ein Jahr vorher ge⸗ 
machten Ankündigung unter denſelben Bedingungen an Sich zu ziehen, unter 
welchen die Königlich Preußiſche Regierung daſſelbe erworben hat, ſelbſtverſtändlich 
unter Vergütung der von letzterer Regierung inzwiſchen ausgeführten Meliorationen, 
beziehungsweiſe nach Abzug des zu ermittelnden Betrages etwaiger ee 
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Ungeachtet einer etwa eintretenden Aenderung in den Eigenthumsverhält⸗ 
niſſen der Bahn ſoll eine Unterbrechung des Betriebes auf derſelben niemals ein⸗ 
treten, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes unter 
Anwendung gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahnlinie 
zuvor eine den Verhältniſſen angepaßte Verſtändigung Platz greifen. 


Artikel 13. 
Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausgefertigt 
und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 


Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens 
binnen vier Wochen erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 18. November 1869. 


(L. S.) Weishaupt. (E. Si v Liebe. 
(L. S.) Jordan. (L. S.) v. Amsberg. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Fr. 7566.) 
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(Nr. 7566.) Vertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Halberſtadt nach Blankenburg. Vom 19. November 1869. 


Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunſchweig und Lüneburg haben beſchloſſen, eine Erweiterung der Eiſenbahn⸗ 


verbindungen zwiſchen Ihren Staaten durch den Bau einer Eiſenbahn von 
Halberſtadt nach Blankenburg eintreten zu laſſen, und für die deshalb erforder⸗ 
lichen Verhandlungen zu Bevollmächtigten ernannt: : 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung, Julius 
N Alexander Theodor Weis haupt, und 5 
ne Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
DE an, ; ; 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 


Höchſtihren Geheimen Rath und Miniſter⸗Reſidenten am Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Hofe, Dr. Friedrich Auguſt v. Liebe, und 

Höchſtihren Generaldirektor Auguſt Philipp Chriſtian Theodor 
v. Ams berg, 


von welchen, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt 
der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 


Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eiſen⸗ 
bahn von Halberſtadt nach Blankenburg zuzulaſſen und zu fördern. Die Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſche Regierung ſoll berechtigt ſein, entweder die Bahn auf 
Ihre Koſten herſtellen und betreiben zu laſſen, oder den Bau und Betrieb der 
Bahn einer Privatgeſellſchaft zu übertragen. Im Falle eines Privatunterneh⸗ 
mens wird die Königlich Preußiſche Regierung die Konzeſſion zum Bau und 
Betriebe der Bahn für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke derſelben Aktien⸗ 
geſellſchaft ertheilen, welche für die Strecke im Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Gebiete konzeſſionirt werden wird. 


Artikel 2. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die etwa 


zu konzeſſionirende Geſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung im 


Herzogthum Braunſchweig nehme und in Beziehung auf alle Maaßnahmen und 
Feſtſetzungen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Beauf⸗ 
ſichtigung und Verwaltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, von der 
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Artikel 3. 
Die Bahn ſoll im Allgemeinen die Richtung von Ae in wo ſie mit 
den Bahnen der Magdeburg-Halberitädter Eiſenbahngeſe 
gebracht werden ſoll, über Wilhelmshöhe, Langenſtein, Iſenburg öſtlich um den 
Regenſtein erhalten. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird dahin wirken, die Aufnahme 
der Bahn auf den der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft gehörenden 
und auf Wehrſtedter Flur belegenen Bahnhof Halberſtadt thunlichſt zu erleichtern. 

Bei Langenſtein iſt ein Bahnhof, bei Iſenburg eine Halteſtelle, Beides für 
den Perſonen⸗ wie für den Güterverkehr, zu errichten. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplans 
und der einzelnen Bauentwürfe, ſowie insbeſondere auch die Reviſion und Feſt⸗ 
ſetzung der Koſtenanſchläge, bleibt der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung 


vorbehalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, 


Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege, ſowie 
der Lage der Bahnhöfe und Halteſtellen nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Bahnhofsanlagen in jedem Gebiete den dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. 


Artikel 4. 
„ Der Punkt, wo die Bahn die beiderſeitige Landesgrenze überſchreitet, ſoll 
nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige kechniſche Kommiſſarien 
näher beſtimmt werden. ; 


Artikel 5. 
Die Bahn wird zunächſt nur mit Einem durchgehenden Gleiſe verſehen 


werden. Bei dem Eintritte des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen 
Sich über die Herſtellung des zweiten Gleiſes verſtändigen. 


Artikel 6. 
i Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der beiden Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden Expro⸗ 
e Jede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet der 1015 
zoglich Braunſchweigiſchen Eiſenbahnverwaltung, beziehungsweiſe der zu kon⸗ 
zeſſtonirenden Eiſenbahngeſellſchaft, das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel 15 
Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 


Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 


Güter, ſowie ſonſtige Gegenſtände, welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet ſind, ohne Nachtheile transportirt ae | 
| Artikel 8. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigun Sauer die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich Preußiſchem 
| Ge: 


ſchaft in Verbindung 


Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, der Preußiſchen 
Gerichtsbarkeit und den Preußiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen und zu ſolchem 
Zwecke in Halberſtadt Domizil zu nehmen. 

Im Fall der Ausführung der Bahn durch eine Privatgeſellſchaft bleibt 
der Königlich Preußiſchen Regierung vorbehalten, den Verkehr zwiſchen Ihr und 
der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die betreffende Bahnſtrecke 
zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte einer Behörde zu übertragen. Dieſe 
Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten 
Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich 
bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von der betreffenden 
Königlich Preußiſchen Behörde reſſortiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten 
Funktionen können von der Königlich Preußiſchen Regierung auch einem beſon⸗ 
deren Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel 9. 


Die im Preußiſchen Gebiete angeftellten Eiſenbahnbeamten find den Preu⸗ 
ßiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des einen Staates, welche 
im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus 
dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. s 

Bei Beſetzung der unteren Betriebsbeamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen 
Gebiets, insbeſondere der Bahnwärter⸗ und Jacen eG wird Herzoglich 

Braunſchweigiſcher Seits bei ſonſt gleicher Qualifikation auf die Bewerbungen 
Preußiſcher Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel 10. ; 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem in Rede ftehenden 
Eiſenbahn⸗Anternehmen, falls und ſo lange daſſelbe im Eigenthum der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen 0 ſich befindet, eine Gewerbeſteuer oder ähnliche 
1 Abgabe nicht erheben, auch den Schienenweg zur Grundſteuer nicht 
heranziehen. f 

Sollte die Bahn Eigenthum einer Privatgeſellſchaft werden, fo wird die 
Königlich Preußiſche Regierung den Betrieb auf der Bahnſtrecke in Ihrem 
Gebiete mit der durch die Preußiſchen Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 
1859. feſtgeſetzten Abgabe belegen. Dieſe Abgabe ſoll von dem Reinertrage der 
ganzen Bahn berechnet und zu demjenigen Betrage an die Königlich Preußiſche 
Regierung abgeführt werden, welcher ſich nach dem Verhältniſſe berechnet, in 
welchem die Länge der auf Königlich Preußiſchem Gebiete liegenden Strecke zu 
der Geſammtlänge der ganzen Bahn ſteht. Die Zahlung erfolgt alljährlich 
postnumerando, und zwar zum erſten Male für das auf die Betrlebseröffnung 
folgende, mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. Die Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen die Berechnung des Rein⸗ 
ertrages der Bahn alljährlich mittheilen und für die Abführung der Abgabe an 
die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende Kaſſe Sorge tragen. 
Außer dieſer Abgabe werden im Königlich Preußiſchen Gebiete weitere 
Staatsſteuern von dem Betriebe der Bahn nicht erhoben werden. 
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Artikel 11. 


| Die Königlich Preußiſche Regierung wird die auf der Bahnſtrecke in 9 
Ihrem Gebiete einzuführende Bahnpoltzei⸗Ordnung nach den auf Ihren Staats⸗ 


bahnen geltenden Grundſätzen feſtſtellen. Ueber die Einführung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Bahnpolizei⸗Reglements bleibt, ſo lange ein ſolches noch nicht für das 
eſammte Norddeutſche Bundesgebiet erlaſſen ſein wird, die Verſtändigung unter 
baden kontrahirenden Regierungen vorbehalten. Den auf der genannten Strecke 
fungirenden Eiſenbahnbeamten werden in Bezug auf die Bahnpolizei dieſelben 
Befugniffe eingeräumt werden, welche auf den Preußiſchen Eiſenbahnen die be⸗ 
treffenden Bahnbeamten auszuüben haben, und ſind dieſelben zu dieſem Zwecke 
auf Präsentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Königlich Preußiſchen 
Behörden in Pflicht zu nehmen. 


Die von der einen Regierung geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere 


Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 
Artikel 12. 8 
Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplans bleibt der Herzoglich Braun⸗ 


ſchweigiſchen Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch ſowohl im Perſonen⸗ wie 


im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beför⸗ 
derungspreiſe oder der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht werden. 
Auch iſt ſchon jetzt verabredet, daß zwiſchen Halberſtadt und Blankenburg in 
beiden Richtungen täglich mindeſtens drei Züge mit Perſonenbeförderung ein— 
gerichtet werden ſollen. e 


Artikel 13. 


Für den Fall, daß die Bahn von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re⸗ 
gierung gebaut und betrieben wird, behält ſich die Königlich Preußiſche Regie⸗ 
rung das Recht vor, die innerhalb Ihres Gebiets belegenen Bahnſtrecken nebſt 
Zubehör nach Verlauf von dreißig Jahren nach Vollendung derſelben in Folge 
einer mindeſtens zwei Jahre vorher zu machenden Ankündigung gegen Erſtattung 


des Anlagekapitals (Koſten der erſten Anlage einſchließlich der während der Bau⸗ 4 


zeit aufgelaufenen vierprozentigen Zinſen, ſowie der Roften für fpätere Vervoll⸗ 
ſtändigungen und Erweiterungen) zu erwerben. Inſofern jedoch zur Zeit der 
Erwerbung der Zuſtand der Bahn gegen die urſprüngliche Anlage ſich weſentlich 
verſchlechtert haben möchte, ſo wird von dem urſprünglichen Anlagekapital nach 


„einem durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Prozentſatze ein dem dermaligen a 


Zuſtande entfprechender Abzug gemacht werden. 


Falls die Ausführung und das Eigenthum der Bahn einer Privatgeſell⸗ ; 


Schaft überlaſſen werden follte, wollen beide Hohe Regierungen Sich der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber das Recht reſerviren, die in Ihren reſp. Gebieten belegenen 


Strecken nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über 


Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. an Sich zu bringen. 


. Ungeachtet einer auf die eine oder andere Weiſe etwa eintretenden Aen⸗ 4 

derung in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn ſoll eine Unterbrechung des 

Betriebes auf derſelben niemals eintreten, vielmehr wegen Erhaltung eines unge- 
a : ſtör⸗ 5 3 
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ſtörten einheitlichen Betriebes unter Stenting 1 7 5 <ariffähe und er 
eee für die ganze Bahnlinie zuvor eine den Verhältniſſen angepaßte 
Verſtändigung Platz greifen. 5 

Artikel 14, 


Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Herzoglich Braunſchwei⸗ 
giſchen Regierung, beziehungsweiſe der von beiden Regierungen etwa zu kon⸗ 
zeffionivenden Geſellſchaft, eine elektromagnetiſche Telegraphenleitung im Preu⸗ 
ßiſchen Gebiete längs der Bahn anzulegen, dieſelbe zu Zwecken des Bahnbetriebes 
und des öffentlichen Verkehrs nach Maaßgabe der im Königlich Preußiſchen 
Gebiete beſtehenden Beſtimmungen zu benutzen und die Drahtleitungen nach Be⸗ 
dürfniß zu vermehren. 

Artikel 15. 

Beide vertragſchließenden Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, 
das Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die nach 
Art. 1. anzulegende Bahn nicht ſpäteſtens bis zum Ende des Jahres 1873. 
vollendet und dem Betriebe übergeben ſein ſollte. 


Artikel 16. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original - Sila ausgefertigt 
und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Aus⸗ 
wechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens binnen vier 
Wochen erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 19. November 1869. 


(L. S.) Weishaupt. (L. S.) v. Liebe. 
(L. S.) Jordan. a (L. S.) v. Amsberg. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die „ der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ftattgefunden. „ 
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(Fr. 7567.) Beſtätigungs Urkunde, betreffend den Nachtrag zum Statut der Erefeld-Kreis 


Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 22. Dezember 1869. 


: Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Direktion der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft auf Grund der in den Generalverſammlungen vom 31. Juli und vom 
16. Auguſt 1869. gefaßten Beſchlüſſe den anliegenden Nachtrag zu dem unterm 
6. Oktober 1868. von Uns beſtätigten Geſellſchaftsſtatut vorgelegt und auf deſſen 
Genehmigung angetragen hat, wollen Wir dieſem Nachtrage die landes herrliche 
Beſtätigung hierdurch ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt mit dem Statutnachtrage durch die Geſetz— 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1869. 
(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Naa ch ter d g 
zum 


Statut der Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft. 


Artikel 1. 


Im F. 20. Nummer 3. find die letzten Worte des alinea 2. „und die 


Zahlung der erſten Quote auf dem betreffenden Dividendenſcheine Schema E. 
vermerkt werden“ zu ſtreichen. i f 


Artikel 2. 


Das H. 14. allegirte, als Anlage zum Statut abgedruckte Schema E. für 
die halbjährig einzulöſenden Dividendenfcheine zu den Prioritäts⸗Stammaktien 
erhält folgende Faſſung: 

N Sche⸗ 


Drei Thaler zahlbar 1. Februar 18.. 


= 
= 
oR 
= 


— 


15 ee 


Schema E. 
Dibidendenſchein 

zur 
Prioritäts-Stammaktie 

der i 

Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft; 
AM. 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 
(Dreihundert fünf und ſiebenzig Franks.) 
Der Inhaber dieſes Scheins hat gegen Einlieferung deſſelben an 
dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinn der Geſellſchaft für das 
Jahr 18.., eventuell an dem Reingewinn der Bilanzen der folgenden 


Jahre §. 20. des Statuts einen Prioritätsanſpruch auf den vom .. ten 
5 ab zahlbaren Betrag von drei Thalern Preußiſch Kurant. 


Veſeld, denn 18. 


Die Direktion der Crefeld-Kreis Kempener 
Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Unterſchriften im Fakſimile.) 


Eingetragen in das Kuponregiſter Holz: 
(Unterſchrift des Beamten.) 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


